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Entscheidungsdatum

10.07.2019

Norm

AsylG 2005 §3 Abs1

AsylG 2005 §3 Abs2

AsylG 2005 §3 Abs5

B-VG Art. 133 Abs4

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gültig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2014 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gültig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2014 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gültig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2014 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012
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7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

Spruch

W113 2162275-1/11E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. DAVID über die Beschwerde des XXXX , geboren am

XXXX , Staatsangehörigkeit Afghanistan, vertreten durch ARGE Rechtsberatung - Diakonie Flüchtlingsdienst GmbH,

gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 24.05.2017, Zl. 1066921710-150446648, nach

Durchführung einer mündlichen Verhandlung zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin

Mag. DAVID über die Beschwerde des römisch 40 , geboren am römisch 40 , Staatsangehörigkeit Afghanistan, vertreten

durch ARGE Rechtsberatung - Diakonie Flüchtlingsdienst GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes für

Fremdenwesen und Asyl vom 24.05.2017, Zl. 1066921710-150446648, nach Durchführung einer mündlichen

Verhandlung zu Recht:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und dem Beschwerdeführer gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 der Status eines

Asylberechtigten zuerkannt.Der Beschwerde wird stattgegeben und dem Beschwerdeführer gemäß Paragraph 3,

Absatz eins, AsylG 2005 der Status eines Asylberechtigten zuerkannt.

Es wird gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 festgestellt, dass dem Beschwerdeführer damit kraft Gesetzes die

Flüchtlingseigenschaft zukommt.Es wird gemäß Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 festgestellt, dass dem

Beschwerdeführer damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdeführer, Staatsangehöriger Afghanistans, reiste in das österreichische Bundesgebiet ein und stellte

am 30.04.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz. Bei der Erstbefragung durch Organe des öJentlichen

Sicherheitsdienstes am 01.05.2015 gab der BF an, dass er am XXXX geboren worden sei, und er stamme aus

Afghanistan, Provinz Ghazni, Jaghuri-Abrushan. Er sei schiitischer Moslem und Hazara und er habe zu Hause die Schule

besucht. Er sei verheiratet und kinderlos. Er habe Eltern und Geschwister im Heimatstaat. Er habe Afghanistan

verlassen, weil er Polizist gewesen sei und in seiner Heimat von den Isis und Taliban verfolgt worden sei. Seine

Volksgruppe der Hazara werde ebenfalls verfolgt und getötet. Der ältere Bruder, der Polizist gewesen sei, sei von den

Taliban getötet worden.1. Der Beschwerdeführer, Staatsangehöriger Afghanistans, reiste in das österreichische

Bundesgebiet ein und stellte am 30.04.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz. Bei der Erstbefragung durch

Organe des öJentlichen Sicherheitsdienstes am 01.05.2015 gab der BF an, dass er am römisch 40 geboren worden sei,

und er stamme aus Afghanistan, Provinz Ghazni, Jaghuri-Abrushan. Er sei schiitischer Moslem und Hazara und er habe

zu Hause die Schule besucht. Er sei verheiratet und kinderlos. Er habe Eltern und Geschwister im Heimatstaat. Er habe

Afghanistan verlassen, weil er Polizist gewesen sei und in seiner Heimat von den Isis und Taliban verfolgt worden sei.

Seine Volksgruppe der Hazara werde ebenfalls verfolgt und getötet. Der ältere Bruder, der Polizist gewesen sei, sei von

den Taliban getötet worden.

2. Am 08.11.2016 wurde der Beschwerdeführer von dem zur Entscheidung berufenen Organwalter des Bundesamtes

für Fremdenwesen und Asyl (im Weiteren: BFA) und in Anwesenheit eines Dolmetschers für die Sprache Dari
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niederschriftlich einvernommen und gab dabei ergänzend an, eine Ehefrau zu haben, die bei seinen Eltern lebe. Sein

älterer Bruder sei bei einer Minenexplosion ums Leben gekommen, er habe als Fahrer für die Regierung gearbeitet. Er

habe keine Kinder. Sein Vater sei Mullah und er habe ständig Streit mit ihm gehabt, weil er sich nicht für die Religion

interessiert habe. Dies sei der Grund für seine Ausreise gewesen. Er habe immer Fragen gestellt, die die Leute in der

Moschee als islamkritisch empfunden hätten. Er habe auch seinem Vater widersprochen. Er sollte vor eine Jirga gestellt

werden, weshalb ihm seine Mutter zur Flucht geraten habe.

Er habe dann als Polizist beim Arbaki-Sicherheitsdienst gearbeitet. Zuerst sei er dort Koch gewesen, dann Wachmann.

Dort hätte er auch beten müssen, aber er habe den Koran zu Boden geworfen, weshalb er wieder habe Liehen

müssen. Er wolle Christ werden.

3. Mit angefochtenem Bescheid wurde der Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz bezüglich der

Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG (Spruchpunkt I.) und

hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG

(Spruchpunkt II.) abgewiesen, ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG nicht erteilt, gegen den Beschwerdeführer gemäß §

10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-VG eine Rückkehrentscheidung erlassen und gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass

eine Abschiebung nach Afghanistan zulässig ist (Spruchpunkt III.). Gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 FPG setzte das Bundesamt

für Fremdenwesen und Asyl dem Beschwerdeführer eine zweiwöchige Frist ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung

für seine freiwillige Ausreise (Spruchpunkt IV.).3. Mit angefochtenem Bescheid wurde der Antrag des

Beschwerdeführers auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß

Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, ZiJer 13, AsylG (Spruchpunkt römisch eins.) und

hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten gemäß Paragraph 8, Absatz eins, in

Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, ZiJer 13, AsylG (Spruchpunkt römisch zwei.) abgewiesen, ein Aufenthaltstitel

gemäß Paragraph 57, AsylG nicht erteilt, gegen den Beschwerdeführer gemäß Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 3, AsylG

in Verbindung mit Paragraph 9, BFA-VG eine Rückkehrentscheidung erlassen und gemäß Paragraph 52, Absatz 9, FPG

festgestellt, dass eine Abschiebung nach Afghanistan zulässig ist (Spruchpunkt römisch drei.). Gemäß Paragraph 55,

Absatz eins bis 3 FPG setzte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl dem Beschwerdeführer eine zweiwöchige

Frist ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung für seine freiwillige Ausreise (Spruchpunkt römisch vier.).

In der Begründung stützte sich die Behörde im Wesentlichen auf auJallend widersprüchliche Angaben des

Beschwerdeführers zu mehreren Punkten. Der Beschwerdeführer habe etwa angegeben, nur dreieinhalb Monate in

Griechenland gewesen zu sein, obwohl er erkennungsdienstlich etwa 9 Monate dort verbracht hätte. Seine Ehefrau

hätte er zuvor verschwiegen und als Fluchtgrund habe er bei der Erstbefragung angegeben, als Polizist verfolgt worden

zu sein; bei der Befragung vor der Behörde habe der Beschwerdeführer als Verfolgungsgrund hauptsächlich sein

islamkritisches Verhalten angegeben.

4. Gegen den angeführten Bescheid erhob der Beschwerdeführer wegen Rechtswidrigkeit des Inhalts und wegen

Rechtswidrigkeit infolge der Verletzung von wesentlichen Verfahrensvorschriften, Beschwerde an das

Bundesverwaltungsgericht. Die Behörde habe sich nicht ausreichend mit der Zugehörigkeit zu den Arbaki-Milizen und

dem islamkritischen Verhalten des Beschwerdeführers auseinandergesetzt. Seine Ehefrau habe er bei der ersten

Befragung nicht erwähnt, weil er keine Gefühle für sie habe; es sei eine arrangierte Ehe gewesen. Wenn sich die

Behörde auf Widersprüche in den Befragungen stütze, verkenne sie, dass der Beschwerdeführer bei der Erstbefragung

stark gestresst und erschöpft gewesen sei. Der Beschwerdeführer werde in Kürze auch getauft.

5. Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl übermittelte dem Bundesverwaltungsgericht die eingebrachte

Beschwerde samt dazugehörigen Verwaltungsakten.

6. An der am 18.06.2019 durch das Bundesverwaltungsgericht durchgeführten öJentlichen mündlichen

Beschwerdeverhandlung nahm der Beschwerdeführer teil. Auch der im Spruch genannte bevollmächtigte Vertreter

nahm an der Verhandlung teil. Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl verzichtete mit Schreiben zur

Verhandlungsausschreibung auf die Teilnahme an der Verhandlung.

Im Rahmen der mündlichen Beschwerdeverhandlung wurde der Beschwerdeführer im Beisein eines Dolmetschers für

die Muttersprache des Beschwerdeführers u.a. zu seinem gesundheitlichen BeNnden, seiner Volksgruppen- und

Religionszugehörigkeit, seinen persönlichen Verhältnissen und seinem Leben in Afghanistan, seinen

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/57
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/9
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/52


Familienangehörigen, seinen Fluchtgründen und seinem Leben in Österreich ausführlich befragt. Zudem wurden als

Zeugen der katholische Pfarrer, der die Taufe des Beschwerdeführers vorgenommen hat, sowie seine Taufpatin

einvernommen.

Als Beilagen zum Protokoll der mündlichen Verhandlung wurde ein Konvolut an Unterlagen des Beschwerdeführers

genommen.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

1.1. Zum Beschwerdeführer

Der Beschwerdeführer führt die im Spruch angeführte Verfahrensidentität. Er ist Staatsangehöriger Afghanistans und

stammt aus der Provinz Ghazni, Distrikt Jagori. Er gehört der Volksgruppe der Hazara an und wurde zum Glauben als

schiitischer Moslem erzogen.

Der BF hat 6 Jahre eine Schule besucht und war vor seiner Ausreise aus Afghanistan 13 Monate lang als Mitarbeiter der

Arbaki-Milizen tätig.

Die Eltern des Beschwerdeführers und seine Ehefrau leben in der Heimatstadt des Beschwerdeführers, in Afghanistan.

Ein Onkel lebt in einer nahen Ortschaft. Ein weiterer Onkel wohnt in Mazer-e Sharif. Ein älterer Bruder des

Beschwerdeführers ist bei einer Minenexplosion ums Leben gekommen. Der Beschwerdeführer hat keinen Kontakt zu

seinen Verwandten in Afghanistan.

Der Beschwerdeführer hält sich nachweislich seit April 2015 in Österreich auf.

1.2. Zu den Fluchtgründen

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer in Afghanistan aufgrund dieser Tätigkeit als Mitarbeiter

der Arbaki-Milizen von den Taliban einer konkreten persönlichen Bedrohung ausgesetzt gewesen ist bzw. im Falle

einer Rückkehr nach Afghanistan eine konkrete, gegen ihn persönlich gerichtete Verfolgung durch diese zu befürchten

hätte.

Der Beschwerdeführer wurde am 31.03.2018 getauft und ist zum Christentum konvertiert. Es wird festgestellt, dass

der christliche Glaube ein wesentlicher Bestandteil der Identität des Beschwerdeführers geworden ist. Der

Beschwerdeführer würde seinem derzeitigen Interesse für den christlichen Glauben im Falle der Rückkehr nach

Afghanistan weiter nachkommen. Der Beschwerdeführer würde sein derzeitiges Interesse für den christlichen Glauben

im Falle der Rückkehr nach Afghanistan nach außen zur Schau tragen. Die afghanischen Behörden und/oder das

persönliche Umfeld des Beschwerdeführers würden von dessen Glaubenswechsel und christlichem Engagement bei

einer Rückkehr nach Afghanistan Kenntnis erlangen. Der Beschwerdeführer würde im Falle der Rückkehr nach

Afghanistan aufgrund seines Interesses für den christlichen Glauben einer psychischer und/oder physischer Gewalt

ausgesetzt sein.

Es ist glaubhaft, dass dem Beschwerdeführer in Afghanistan aus Gründen der Religion Verfolgung droht.

1.3. Zur Situation in Afghanistan

Insbesondere aus dem Länderinformationsblatt der Staatendokumentation (LIB) des BFA vom 29.06.2018, letzte

Kurzinformation vom 26.03.2019, wie auch aus anderen verwiesenen Quellen ergibt sich zur Lage der Christen in

Afghanistan:

Zu der Gruppe der Christen und dem Thema Konversion zum Christentum in Afghanistan wird basierend auf dem

Länderinformationsblatt der Staatendokumentation vom 29.06.2018 sowie u.a. den Berichten von UNHCR, USDOS und

USCIRF Folgendes festgestellt:

Nichtmuslimische Gruppierungen wie Sikhs, Baha'i, Hindus und Christen machen ca. 0.3% der Bevölkerung aus.

Genaue Angaben zur Größe der christlichen und Bahai-Gemeinschaften sind nicht vorhanden (USDOS 15.8.2017; vgl.

USCIRF 2017). Die einzige im Land bekannte christliche Kirche hat ihren Sitz in der italienischen Botschaft (USCIRF

2017) und wird von der katholischen Mission betrieben (FT 27.10.2017; vgl. AIK o.D.). Die afghanischen Behörden

erlaubten die Errichtung einer katholischen Kapelle unter den strengen Bedingungen, dass sie ausschließlich

ausländischen Christen diene und jegliche Form des Proselytismus vermieden werde (vertrauliche Quelle 8.11.2017).



ÖJentlich zugängliche Kirchen existieren in Afghanistan nicht (USDOS 15.8.2017). Für christliche Afghanen gibt es

keine Möglichkeit der Religionsausübung außerhalb des häuslichen Rahmens, da es in Afghanistan keine Kirchen gibt

(abgesehen von einer katholischen Kapelle auf dem Gelände der italienischen Botschaft). Zu Gottesdiensten, die in

Privathäusern von internationalen NGOs abgehalten werden, erscheinen sie meist nicht oder werden aus

Sicherheitsgründen nicht eingeladen (AA 5.2018). Ausländische Christen dürfen ihren Glauben diskret ausüben (FT

27.10.2017).Nichtmuslimische Gruppierungen wie Sikhs, Baha'i, Hindus und Christen machen ca. 0.3% der Bevölkerung

aus. Genaue Angaben zur Größe der christlichen und Bahai-Gemeinschaften sind nicht vorhanden (USDOS 15.8.2017;

vergleiche USCIRF 2017). Die einzige im Land bekannte christliche Kirche hat ihren Sitz in der italienischen Botschaft

(USCIRF 2017) und wird von der katholischen Mission betrieben (FT 27.10.2017; vergleiche AIK o.D.). Die afghanischen

Behörden erlaubten die Errichtung einer katholischen Kapelle unter den strengen Bedingungen, dass sie ausschließlich

ausländischen Christen diene und jegliche Form des Proselytismus vermieden werde (vertrauliche Quelle 8.11.2017).

ÖJentlich zugängliche Kirchen existieren in Afghanistan nicht (USDOS 15.8.2017). Für christliche Afghanen gibt es

keine Möglichkeit der Religionsausübung außerhalb des häuslichen Rahmens, da es in Afghanistan keine Kirchen gibt

(abgesehen von einer katholischen Kapelle auf dem Gelände der italienischen Botschaft). Zu Gottesdiensten, die in

Privathäusern von internationalen NGOs abgehalten werden, erscheinen sie meist nicht oder werden aus

Sicherheitsgründen nicht eingeladen (AA 5.2018). Ausländische Christen dürfen ihren Glauben diskret ausüben (FT

27.10.2017).

Berichten zufolge gibt es im Land weiterhin keine christlichen Schulen (USDOS 15.8.2017); ein christliches Krankenhaus

ist in Kabul aktiv (NYP 24.4.2014; vgl. CNN 24.4.2014, CURE o.D.). Auch gibt es in Kabul den Verein "Pro Bambini di

Kabul", der aus Mitgliedern verschiedener christlicher Orden besteht und eine Schule für Kinder mit Behinderung

betreibt (PBK o.D.; vgl. FT 27.10.2017). Des Weiteren sind je zwei jesuitische und evangelische Missionare in

Afghanistan aktiv (FT 27.10.2017).Berichten zufolge gibt es im Land weiterhin keine christlichen Schulen (USDOS

15.8.2017); ein christliches Krankenhaus ist in Kabul aktiv (NYP 24.4.2014; vergleiche CNN 24.4.2014, CURE o.D.). Auch

gibt es in Kabul den Verein "Pro Bambini di Kabul", der aus Mitgliedern verschiedener christlicher Orden besteht und

eine Schule für Kinder mit Behinderung betreibt (PBK o.D.; vergleiche FT 27.10.2017). Des Weiteren sind je zwei

jesuitische und evangelische Missionare in Afghanistan aktiv (FT 27.10.2017).

Neben der drohenden strafrechtlichen Verfolgung werden Konvertiten in der Gesellschaft ausgegrenzt und zum Teil

angegriJen (AA 5.2018). Christen berichteten von einer feindseligen Haltung gegenüber christlichen Konvertiten und

der vermeintlichen christlichen Proselytenmacherei (USDOS 15.8.2017). Zu einer Strafverfolgungs- oder

Strafzumessungspraxis, die speziell Christen diskriminiert, kommt es in Afghanistan in der Regel nur deshalb nicht,

weil sich Christen nicht oJen zu ihrem Glauben bekennen. In städtischen Gebieten sind Repressionen gegen

Konvertiten aufgrund der größeren Anonymität weniger zu befürchten als in Dorfgemeinschaften (AA 9.2016).

Beobachtern zufolge hegen muslimische Ortsansässige den Verdacht, Entwicklungsprojekte würden das Christentum

verbreiten und Proselytismus betreiben (USDOS 15.8.2017).

Afghanische Christen sind in den meisten Fällen vom Islam zum Christentum konvertiert (AA 5.2018). Quellen zufolge

müssen Christen ihren Glauben unbedingt geheim halten. Konvertiten werden oft als geisteskrank bezeichnet, da man

davon ausgeht, dass sich niemand bei klarem Verstand vom Islam abwenden würde; im Falle einer Verweigerung, zu

ihrem alten Glauben zurückzukehren, können Christen in psychiatrische Kliniken zwangseingewiesen, von Nachbarn

oder Fremden angegriJen und ihr Eigentum oder Betrieb zerstört werden; es kann auch zu Tötungen innerhalb der

Familie kommen. Andererseits wird auch von Fällen berichtet, wo die gesamte Familie den christlichen Glauben

annahm; dies muss jedoch absolut geheim gehalten werden (OD 2018).

Mitglieder der christlichen Gemeinschaft, die oft während ihres Aufenthalts im Ausland konvertierten, üben aus Angst

vor Diskriminierung und Verfolgung ihre Religion alleine oder in kleinen Kongregationen in Privathäusern aus (USDOS

15.8.2017). Zwischen 2014 und 2016 gab es keine Berichte zu staatlicher Verfolgung wegen Apostasie oder Blasphemie

(USDOS 15.8.2017). Der Druck durch die Nachbarschaft oder der EinLuss des IS und der Taliban stellen Gefahren für

Christen dar (OD 2018).

2. Beweiswürdigung:

2.1. Zur Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes wurde im Rahmen des Ermittlungsverfahrens Beweis erhoben

durch:



-Strichaufzählung

Einsicht in den den Beschwerdeführer betreffenden und dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden

Verwaltungsakt des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl, insbesondere in die Befragungsprotokolle;

-Strichaufzählung

Befragung des Beschwerdeführers im Rahmen der öffentlichen mündlichen Beschwerdeverhandlung vor dem

Bundesverwaltungsgericht;

-Strichaufzählung

in das Verfahren eingeführte Länderberichte zur aktuellen Situation im Herkunftsstaat;

-Strichaufzählung

Einsicht in das Zentrale Melderegister, das Strafregister und das Grundversorgungssystem;

-Strichaufzählung

Einsicht in die im Akt einliegenden und vom Beschwerdeführer vorgelegten Unterlagen.

2.2. Die Feststellungen zur Verfahrensidentität, Nationalität, Volksgruppenzugehörigkeit und zu seiner

Herkunftsprovinz stützen sich auf seine eigenen plausiblen Angaben im Rahmen des Verfahrens vor der belangten

Behörde und dem Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht. Bereits das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl

legte seiner Entscheidung diese Feststellungen zu Grunde und haben sich diesbezüglich im Verfahren vor dem

Bundesverwaltungsgericht keine Zweifel ergeben.

Die sonstigen Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers ergeben sich aus dessen Angaben und scheinen

plausibel sowie zum Teil durch Unterlagen belegt.

2.3. Die Feststellungen zur fehlenden Verfolgungsgefahr auf Grund seiner Tätigkeit für die Arbaki-Milizen ergeben sich

aus den Angaben des Beschwerdeführers selbst. Zunächst gab er in seiner Erstbefragung an, als Polizist einer

Verfolgung ausgesetzt gewesen zu sein und sei sein Bruder, der auch Polizist gewesen sei, von den Taliban getötet

worden. In der Befragung vor der Behörde erklärte der Beschwerdeführer sodann, soweit ihm bekannt wäre, sei der

Bruder Fahrer für die Regierung gewesen und mit dem Auto auf eine Landmine gefahren und dabei getötet worden.

Einen Zusammenhang mit einer Verfolgung durch Taliban brachte der Beschwerdeführer selbst hier nicht mehr vor.

Zu seiner eigenen Tätigkeit als "Polizist" kam im Laufe des Verfahrens hervor, dass es sich um eine Tätigkeit bei der

Arbaki-Miliz gehandelt hat. Der Beschwerdeführer war dort zuerst Koch und dann Wachmann (dies ergibt sich aus der

Beschwerdeschrift). Eine Verfolgung durch diese Tätigkeit brachte der Beschwerdeführer im weiteren Verfahren nicht

mehr vor, sondern stützte sich zunehmend auf den Fluchtgrund der Apostasie und schließlich Konversion zum

Christentum (vgl. nächster Punkt).Zu seiner eigenen Tätigkeit als "Polizist" kam im Laufe des Verfahrens hervor, dass es

sich um eine Tätigkeit bei der Arbaki-Miliz gehandelt hat. Der Beschwerdeführer war dort zuerst Koch und dann

Wachmann (dies ergibt sich aus der Beschwerdeschrift). Eine Verfolgung durch diese Tätigkeit brachte der

Beschwerdeführer im weiteren Verfahren nicht mehr vor, sondern stützte sich zunehmend auf den Fluchtgrund der

Apostasie und schließlich Konversion zum Christentum vergleiche nächster Punkt).

Die Angabe des Fluchtgrundes bei der Erstbefragung, die auf eine Verfolgung durch Taliban wegen seiner Tätigkeit als

"Polizist" schließen ließ, erhärtete sich im weiteren Verfahren nicht und blieb auch völlig unplausibel und vage. Der

Beschwerdeführer konnte etwa bei der Befragung vor der Behörde nicht im Ansatz darlegen, welche Munition er bei

seiner angeblich verwendeten Kalaschnikow (DienstwaJe) verwendet hat. Zunächst meine er auch, er sei mit Raketen

bewaJnet gewesen, auf Nachfrage wusste er aber nicht, um welche Raketen es sich gehandelt hat, sondern gab er

plötzlich an, jemand anderer habe diese verwendet. Zu einer Bedrohung oder Verfolgung durch Taliban wegen seiner

Tätigkeit machte er bei der Befragung vor der Behörde gar keine Angaben mehr.

Ausgeschlossen werden kann aus Sicht des erkennenden Gerichtes daher eine Verfolgung des Beschwerdeführers

wegen seiner Tätigkeit als Arbaki-Angestellter. Im Verfahren ergaben sich keinerlei Hinweise darauf, dass ihm jemand

(Taliban etwa) eine politische Gesinnung unterstellt hätte und ihm deswegen Schaden gedroht hätte. Die

diesbezüglichen Angaben des Beschwerdeführers blieben vage und unglaubwürdig und auch wenig nachvollziehbar.

Dass für den Beschwerdeführer als Mitarbeiter der Arbaki-Milizen aufgrund des KonLiktpotentials zwischen den

Arbaki-Milizen und den Taliban ein gewisses (beruLiches) Gefährdungsrisiko gegeben war, wird seitens des

Bundesverwaltungsgerichts nicht verkannt. Eine individuelle gegen seine Person gerichtete Verfolgung konnte der



Beschwerdeführer - wie oben ausgeführt - jedoch nicht glaubhaft darlegen.

2.4. Die Feststellungen zur Annahme und Verinnerlichung des christlichen Glaubens des Beschwerdeführers ergeben

sich aus seinen glaubwürdigen Angaben, den beigebrachten Unterlagen und den plausiblen Zeugenaussagen des

Taufpfarrers und seiner Taufpatin.

Der Beschwerdeführer ist spätestens mit der Taufe auch für Dritte wahrnehmbar zum christlichen Glauben

konvertiert. Aus seinen Aussagen im Rahmen der mündlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht geht

hervor, dass er sich mit dem christlichen Glauben in einer sehr intensiven Weise auseinandergesetzt hat. Er hat die

zentralen Grundaussagen des Christentums verinnerlicht und konnte zudem Fragen betreJend den christlichen

Glauben über Gebühr beantworten. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Tatsache der Konversion des

Beschwerdeführers zum Christentum über das persönliche Umfeld des Beschwerdeführers hinaus bekannt geworden

ist bzw. bekannt wird. Es besteht daher kein Grund, insgesamt an der Glaubwürdigkeit der Angaben des

Beschwerdeführers in Bezug auf seine Konversion zum Christentum zu zweifeln. Auch die Zeugen haben den

Beschwerdeführer so dargestellt, dass dieser aus innerer Überzeugung konvertiert ist und auch nach der Taufe noch

ein engagiertes Mitglied der römisch-katholischen Kirche ist.

Besonders glaubwürdig erweisen sich die Angaben des Beschwerdeführers - über die mit Sicherheit auswendig

gelernten Glaubensinhalte des christlichen Glaubens - auf Grund seines auch nach der Taufe bestehenden

Engagements in der christlichen Gemeinde sowie seiner Integration in dieser. Auch der Pfarrer, der die Taufe des

Beschwerdeführers vornahm, konnte glaubwürdig darlegen, dass es durchaus afghanische Staatsbürger gibt, die nicht

aus einer inneren Überzeugung zum Christentum konvertieren, sondern es diesen mehr um eine Asylgewährung geht.

Beim Beschwerdeführer, so der Pfarrer, sei das seiner Ansicht nach, nicht der Fall, sondern sei dieser aus ganzem

Herzen Christ geworden.

Wesentlich war im vorliegenden Fall schließlich, dass der Beschwerdeführer seinen Glauben auch im Fall einer

Rückkehr nach Afghanistan nicht aufgeben würde, sondern diesen nach außen tragen würde.

2.5. Die Länderfeststellungen gründen im Wesentlichen auf den jeweils angeführten Länderberichten angesehener

staatlicher und nichtstaatlicher Einrichtungen, zusammengefasst im Länderinformationsblatt der

Staatendokumentation vom 29.06.2018.

Angesichts der Seriosität der Quellen und der Plausibilität ihrer Aussagen besteht kein Grund, an der Richtigkeit der

Angaben zu zweifeln, sodass sie den Feststellungen zur Situation in Afghanistan zugrunde gelegt werden konnten. Sie

erweisen sich für das Vorbringen des Beschwerdeführers auch als hinreichend aktuell und es hat sich seither aufgrund

des Amtswissens die Lage im Heimatland nicht maßgeblich geändert, sodass die Länderberichte den Feststellungen

zur Situation in Afghanistan zugrunde gelegt werden konnten. Die getroJenen Länderfeststellungen enthalten eine

Vielzahl von Berichten, legen damit ein ausgewogenes Bild betreJend die allgemeine Situation in Afghanistan dar und

beziehen sich zudem auch auf die persönlichen Umstände des Beschwerdeführers.

Der Beschwerdeführer wurde rechtzeitig vor der Beschwerdeverhandlung darüber informiert, welche

Länderinformationen das Gericht seiner Entscheidung zu Grunde zu legen gedenkt und wurde ihm in der mündlichen

Beschwerdeverhandlung die Möglichkeit eingeräumt, dazu Stellung zu nehmen.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gegen Bescheide des

Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl.Gemäß Paragraph 7, Absatz eins, ZiJer eins, BFA-VG entscheidet das

Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl.

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder

Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist, was gegenständlich nicht der Fall ist.Gemäß Paragraph

6, BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen

die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist, was gegenständlich nicht der Fall ist.

Zu Spruchpunkt A)

3.1. Zu Spruchpunkt I. Asyl3.1. Zu Spruchpunkt römisch eins. Asyl

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,

https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/7
https://www.jusline.at/gesetz/bvwgg/paragraf/6
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3


soweit dieser Antrag nicht bereits gemäß §§ 4, 4a oder 5 AsylG 2005 zurückzuweisen ist, der Status des

Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1

Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht (vgl. auch die VerfolgungsdeNnition in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005,

die auf Artikel 9 der Statusrichtlinie verweist).Gemäß Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 ist einem Fremden, der in

Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemäß Paragraphen

4, 4 a, oder 5 AsylG 2005 zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass

ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A ZiJer 2, Genfer Flüchtlingskonvention droht

vergleiche auch die VerfolgungsdeNnition in Paragraph 2, Absatz eins, ZiJer 11, AsylG 2005, die auf Artikel 9 der

Statusrichtlinie verweist).

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention ist, wer sich aus der begründeten Furcht vor

Verfolgung wegen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der

politischen Überzeugung außerhalb seines Heimatlandes beNndet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese

Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des

Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes beNndet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt

ist, in dieses Land zurückzukehren.Flüchtling im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A ZiJer 2, Genfer

Flüchtlingskonvention ist, wer sich aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen der Rasse, Religion, Nationalität,

Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Überzeugung außerhalb seines Heimatlandes

beNndet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu

bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes beNndet und nicht in

der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren.

Zentraler Aspekt dieses FlüchtlingsbegriJs ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. Eine wohlbegründete Furcht

vor Verfolgung liegt dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der

Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in

einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation

aus Konventionsgründen fürchten würde (vgl. VwGH 05.09.2016, Ra 2016/19/0074 uva.). Verlangt wird eine

"Verfolgungsgefahr", wobei unter Verfolgung ein EingriJ von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende

Sphäre des Einzelnen zu verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes

des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr muss

ihre Ursache in den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen haben und muss ihrerseits Ursache dafür

sein, dass sich die betreJende Person außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen Aufenthaltes

beNndet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes

zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in

Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr (vgl. VwGH 10.06.1998, 96/20/0287). Nach ständiger Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes kommt einer von Privatpersonen bzw. privaten Gruppierungen ausgehenden, auf einem

Konventionsgrund beruhenden Verfolgung Asylrelevanz zu, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist,

diese Verfolgungshandlungen hintan zu halten (VwGH 24.02.2015, Ra 2014/18/0063); auch eine auf keinem

Konventionsgrund beruhende Verfolgung durch Private hat aber asylrelevanten Charakter, wenn der Heimatstaat des

BetroJenen aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen nicht bereit ist, Schutz

zu gewähren (vgl. VwGH 28.01.2015, Ra 2014/18/0112 mwN). Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur

dann zur Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der

Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (vgl. VwGH 22.03.2000, 99/01/0256 mwN).Zentraler Aspekt dieses

FlüchtlingsbegriJs ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. Eine wohlbegründete Furcht vor Verfolgung liegt

dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der Verhältnisse im

Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer

konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus

Konventionsgründen fürchten würde vergleiche VwGH 05.09.2016, Ra 2016/19/0074 uva.). Verlangt wird eine

"Verfolgungsgefahr", wobei unter Verfolgung ein EingriJ von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende

Sphäre des Einzelnen zu verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes

des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr muss

ihre Ursache in den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen haben und muss ihrerseits Ursache dafür

sein, dass sich die betreJende Person außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen Aufenthaltes

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/2
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beNndet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes

zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in

Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr vergleiche VwGH 10.06.1998, 96/20/0287). Nach ständiger

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt einer von Privatpersonen bzw. privaten Gruppierungen

ausgehenden, auf einem Konventionsgrund beruhenden Verfolgung Asylrelevanz zu, wenn der Staat nicht gewillt oder

nicht in der Lage ist, diese Verfolgungshandlungen hintan zu halten (VwGH 24.02.2015, Ra 2014/18/0063); auch eine

auf keinem Konventionsgrund beruhende Verfolgung durch Private hat aber asylrelevanten Charakter, wenn der

Heimatstaat des BetroJenen aus den in Artikel eins, Abschnitt A ZiJer 2, Genfer Flüchtlingskonvention genannten

Gründen nicht bereit ist, Schutz zu gewähren vergleiche VwGH 28.01.2015, Ra 2014/18/0112 mwN). Eine von dritter

Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht

ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann vergleiche VwGH 22.03.2000,

99/01/0256 mwN).

Eine asylrelevante Verfolgung auf Grund seiner Tätigkeit als Arbaki-Miliz-Angehöriger konnte der Beschwerdeführer

nicht glaubwürdig darlegen.

Allein aus der Zugehörigkeit zu einer religiösen Minderheit kann das Vorliegen von Verfolgung im Sinne der Genfer

Flüchtlingskonvention ebenso nicht abgeleitet werden (VwGH 09.11.1995, 94/19/1414). Es sind darüber hinaus

gehende konkret gegen den Asylwerber gerichtete, von staatlichen Stellen ausgehende bzw. von diesen geduldeten

Verfolgungshandlungen gegen seine Person erforderlich, um die Flüchtlingseigenschaft des Asylwerbers zu beweisen

(VwGH 12.06.2003, 2000/20/0100).

Gemäß Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2003/83/EG (Status-Richtlinie) kann unbegründete Furcht vor Verfolgung oder die

Tatsache, Gefahr oder die tatsächliche Gefahr, einen ernsthaften Schaden zu erleiden, auf Aktivitäten des

Antragstellers seit Verlassen des Herkunftsstaates beruhen, insbesondere wenn die Aktivitäten, auf die er sich stützt,

nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung oder Ausrichtung

sind.Gemäß Artikel 5, Absatz 2, der Richtlinie 2003/83/EG (Status-Richtlinie) kann unbegründete Furcht vor Verfolgung

oder die Tatsache, Gefahr oder die tatsächliche Gefahr, einen ernsthaften Schaden zu erleiden, auf Aktivitäten des

Antragstellers seit Verlassen des Herkunftsstaates beruhen, insbesondere wenn die Aktivitäten, auf die er sich stützt,

nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung oder Ausrichtung

sind.

Bei einer erst nach Verlassen des Herkunftsstaates erfolgten Konversion eines Fremden vom Islam zum Christentum

ist zu prüfen, ob die Konversion allenfalls bloß zum Schein erfolgt ist. Hat der Fremde nicht behauptet, im Falle seiner

Rückkehr in seinen Herkunftsstaat wieder vom christlichen Glauben zum Islam übertreten zu wollen, und ist der

Fremde nicht nur zum Schein zum Christentum konvertiert, kommt es nicht auf die Frage an, welche Konsequenzen

der Asylwerber wegen einer bloß vorübergehenden, der Asylerlangung dienenden Annahme des christlichen Glaubens

zu befürchten hätte. Es ist bei einer Konversion zum Christentum vielmehr entscheidend, ob der Fremde bei weiterer

Ausübung seines (behaupteten) inneren Entschlusses, nach dem christlichen Glauben zu leben, im Falle seiner

Rückkehr in seinen Herkunftsstaat mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen müsste, aus diesem Grund mit

die Intensität von Verfolgung erreichenden Sanktionen belegt zu werden (VwGH 07.05.2018, Ra 2018/20/0186).

Aus dem oben zur Person des Beschwerdeführers festgestellten Sachverhalt und den Feststellungen zur Situation in

Afghanistan, insbesondere der vom Islam zum Christentum konvertierten Personen, ergibt sich, dass der

Beschwerdeführer als Person mit christlicher Überzeugung im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan mit maßgeblicher

Wahrscheinlichkeit massiven Einschränkungen und Diskriminierungen im persönlichen Bereich aufgrund seiner

religiösen Überzeugung sowie einem erheblichen Verfolgungsrisiko für seine persönliche Sicherheit und physische

Integrität sowohl von privater Seite - ohne dass in dieser Hinsicht staatlicher Schutz zukäme - als auch von staatlicher

Seite ausgesetzt wäre. Dass die Konversion des Beschwerdeführers zum Christentum den afghanischen Behörden

oder anderen Personen in seinem familiären und sozialen Umfeld verborgen bleiben würde, kann nicht mit

ausreichender Wahrscheinlichkeit angenommen werden. Im gegenständlichen Fall liegt daher das oben dargestellte

Verfolgungsrisiko in der religiösen Überzeugung des Beschwerdeführers vor. Aufgrund des in ganz Afghanistan

gültigen islamischen Rechts nach der Scharia und der in der Praxis angewendeten islamischen Rechtsprechung sowie

aufgrund der in der afghanischen Gesellschaft bestehenden Traditionen und Moralvorstellungen sowie der allgemein

vorherrschenden Intoleranz gegenüber religiösen Minderheiten, insbesondere gegenüber Konvertiten, und den damit
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zusammenhängenden benachteiligenden Auswirkungen des traditionellen Gesellschaftssystems in ganz Afghanistan

ist davon auszugehen, dass sich die oben dargestellte Situation für den Beschwerdeführer im gesamten Staatsgebiet

Afghanistans ergibt. Es ist daher hinsichtlich dieses dargestellten Verfolgungsrisikos davon auszugehen, dass keine

inländische Fluchtalternativen besteht.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der Beschwerdeführer im Hinblick auf die wohlbegründete Furcht, aus

Gründen seiner religiösen Überzeugung eines vom Islam zum Christentum konvertierten Mannes verfolgt zu werden,

nicht gewillt ist, in seinen Herkunftsstaat zurückzukehren. Es ist daher spruchgemäß zu entscheiden.

Gemäß § 3 Abs. 5 AsylG ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status der Asylberechtigten mit der

Feststellung zu verbinden, dass dem Beschwerdeführer damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft

zukommt.Gemäß Paragraph 3, Absatz 5, AsylG ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status der

Asylberechtigten mit der Feststellung zu verbinden, dass dem Beschwerdeführer damit kraft Gesetzes die

Flüchtlingseigenschaft zukommt.

Zu Spruchpunkt B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer

Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von

der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemäß

Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. Die maßgebliche Rechtsprechung wurde bei

den Erwägungen zu den einzelnen Spruchpunkten des angefochtenen Bescheides wiedergegeben.
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